
Landammann und Regierungsrat des Kantons Uri

Eidgenössisches Finanzdepartement (EFD)

3003 Bern

Bundesgesetz über den internationalen automatischen Informationsaustausch betreffend Lohnda-

ten (AIALG); Vernehmlassung

Sehr geehrte Frau Bundesrätin

Sehr geehrte Damen und Herren

Wir beziehen uns auf Ihr Schreiben vom 7. Juni 2024, mit dem Sie uns eingeladen haben,zum Bun-

desgesetz über den internationalen automatischen Informationsaustausch betreffend Lohndaten

(AIALG) Stellung zu nehmen. Wir danken Ihnen für die Gelegenheit zur Stellungnahme und äussern

uns wie folgt:

Der Regierungsrat schliesst sich den Ausführungen der Konferenz der Finanzdirektorinnen und Fi-

nanzdirektoren (FDK) an und begrüsst die Vorlage, auch wenn der Vollzug für die Kantone einen zu-

sätzlichen administrativen Mehraufwand mit sich bringen wird (Entgegennähme der Meldungen der

Arbeitgebenden, Weiterleitung dieser Informationen an die ESW, Abfrage der von den Partnerstaa-

ten übermittelten Informationen im Informationssystem der ESTV usw.). Zu einzelnen Bereichen er-

lauben wir uns - gestützt auf die Musterstellungnahme der Schweizerischen Steuerkonferenz - die

folgenden Anregungen in die Vorlage aufzunehmen:

l. Gemäss der Gesetzesvorlage müssen die Daten zwischen den Kantonen und der ESTV auf elek-

tronischem Weg ausgetauscht werden (Art. 18 AIALG). Dies setzt aber voraus, dass die Daten

von den Kantonen auch auf elektronischem Wege erhoben werden können. Im AIALG ist eine

ausdrückliche Rechtsgrundlage zu schaffen, die die Arbeitgeber verpflichtet, diese Daten auf

elektronischem Wege einzureichen. Durch eine solche Grundlage im Bundesrecht wäre auch

klargestellt, dass die Kantone keine eigenen Gesetzesbestimmungen erlassen müssen, damit die

Arbeitgebenden ihnen die Daten in elektronischer Form liefern. In diesem Sinne schlagen wir



vor, Artikel 3 AIALG, der die Pflichten des Arbeitgebers regelt, wie folgt zu ergänzen:

«Der Arbeitgeber muss der kantonalen Steuerbehörde jährlich die Informationen betreffend

Lohndaten der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer gemäss Artikel 129 Absatz l Buchstabe e

des Bundesgesetzes vom 14. Dezember 1990 über die direkte Bundessteuer (DBG) übermitteln,

wenn ein völkerrechtlicher Vertrag den internationalen automatischen Austausch von Informati-

onen betreffend diese Daten vorsieht. Der Arbeitgeber muss die Informationen in elektronischer

Form übermitteln, soweit der zuständige Kanton nichts anderes bestimmt.»

2. In Artikel 3 AIALG, der die Pflichten des Arbeitgebers definiert, sollte auch festgehalten werden,

welcher kantonalen Steuerbehörde die Arbeitgebenden die entsprechenden Informationen zu

melden haben. Aus Gründen der Kohärenz empfiehlt es sich hierzu auf die für die Erhebung der

Quellensteuer zuständige Steuerbehörde nach Artikel 107 Absatz l Buchstabe b und 107 Ab-

satz 2 DBG zu verweisen. Damit wäre klargestellt, dass die Informationen an den Kanton zu lie-

fern sind, in dem die Arbeitnehmerin oder der Arbeitnehmer steuerpflichtig ist. Bei Arbeitneh-

menden mit Wohnsitz im Ausland und Wochenaufenthalt in der Schweiz müssten die Informati-

onen somit an den Kanton des Wochenaufenthalts gesandt werden. Bei Arbeitnehmenden mit

Wohnsitz im Ausland und ohne Wochenaufenthalt in der Schweiz müssten die Informationen

hingegen an den Kanton gerichtet werden, in dem der Arbeitgeber seinen Wohnsitz oder Auf-

enthalt hat, wenn es sich um eine natürliche Person handelt, oder an den Kanton, in dem sich

der Sitz, die Verwaltung oder die Betriebsstätte befindet, wenn es sich um eine juristische Per-

san handelt.

3. Beim automatischen Informationsaustausch über Lohndaten wird die ESTV zur eigentlichen

Drehscheibe für den Datenaustausch mit den Partnerstaaten wie auch mit den kantonalen Steu-

erverwaltungen. Gemäss dem Vorentwurf soll detailliert geregelt werden, wie die ESTV die von

den Partnerstaaten übermittelten Informationen den Kantonen zur Verfügung stellen wird. Kon-

kret werden die übermittelten Informationen den Kantonen im Abrufverfahren zugänglich ge-

macht. Der Zugriff durch die kantonalen Steuerverwaltungen erfolgt gemäss Artikel 8 Absatz 4

AIALG mittels einer Zwei-Faktor-Authentifizierung, dabei muss einer der Faktoren ein physi-

sches, eindeutiges und fälschungssicheres Identifikationsmerkmal sein. Es handelt sich dabei,

soweit ersichtlich, um dasselbe Verfahren wie beim automatischen Informationsaustausch über

Finanzkonten; dort wird es allerdings nicht aufGesetzesstufe (Bundesgesetz über den internati-

onalen automatischen Informationsaustausch in Steuersachen, AIAG), sondern aufVerordnungs-

stufe geregelt (Verordnung über den internationalen automatischen Informationsaustausch in

Steuersachen, AIAV, siehe insbesondere Art. 32 AIAV). Es erscheint uns nicht sachgerecht, diese

technischen Aspekte aufGesetzesstufe zu regeln. Wie beim MAG ist eine Regelung aufVerord-

nungsstufe vorzuziehen. Bei technischen Weiterentwicklungen können diese Bestimmungen

dann wesentlich einfacher angepasst werden.

4. Gemäss Artikel 16 AIALG müssen die kantonalen Steuerbehörden und die Arbeitgebenden der

ESTV auf Verlangen Auskunft über alle Tatsachen erteilen, die für die Umsetzung der anwendba-

ren Verträge und dieses Gesetzes relevant sind. Hier stellt sich die Frage, ob die ESTV, die Infor-

mationen, die sie aufgrund dieser Bestimmung von kantonalen Steuerbehörden und/oder den

Arbeitgebenden erhält, auch an (andere) kantonale Steuerbehörden weitergeben darf. Eine



solche Weitergabe wäre im Sinne der gegenseitigen nationalen Amtshilfe wünschenswert. Es ist

somit zu prüfen, ob in Artikel 16 AIALG eine entsprechende Bestimmung aufzunehmen ist.

Wir danken Ihnen für die Gelegenheit der Stellungnahme und grüssen Sie freundlich.

Altdorf, 26. September 2024

Im Namen des Regierungsrats

Der KanzleidirektorDerLandammann
r\

Chri^i

Beilage

Stellungnahme der FDK zum Bundesgesetz über den internationalen automatischen Informati-

onsaustausch betreffend Lohndaten (AIALG) vom 13. September 2024
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